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Etwa 250.000 afghanische 
Flüchtlinge erreichten Europa 
von Mitte 2015 bis Mitte 2016. 

Sie haben einen schweren Stand. Seit 
Ende 2016 drängt die EU darauf, 
80.000 Afghanen und Afghaninnen 
nach Afghanistan zurückzuschicken. 
Seither ist eine Debatte darüber ent-
brannt, ob es in Afghanistan sichere 
Regionen gibt, die eine Abschiebung 
rechtfertigen. Wie es zurzeit in Afgha-
nistan wirklich aussieht, kommt dabei 
selten zur Sprache (siehe auch SÜD-
ASIEN Heft 4-2016).

Anstieg der Gewalt in  
Afghanistan

Einige Jahre nach der NATO-Inter-
vention in Afghanistan 2001 brachen 
erneut gewaltsame Konflikte aus und 
verstärkten sich nach der Verringe-
rung der internationalen Truppen 
und zahlreicher Hilfsmaßnahmen 
seit 2014. 2014 war eine neue Regie-
rung gewählt worden, die seitdem 
vorwiegend mit internen Zwistig-
keiten zwischen verschiedenen politi-
schen, ethnischen und Stammesfrak-
tionen beschäftigt ist. 2016 erreichte 
die Staatsmacht mit ihren Mitteln nur 
noch knapp über die Hälfte des Lan-

des, 233 von 407 Distrikten, 50 we-
niger als 2015. Sie regiert damit nur 
noch über 63 Prozent  der Bevölke-
rung von 32,1 Millionen Menschen. 
Die meisten übrigen Distrikte sind 
umkämpft; 41 sind unter Kontrolle 
der Taliban. Friedensverhandlungen 
sind schwierig, unter anderem, weil 
die Taliban in mehrere Untergrup-
pen zersplittert sind. Selbstmordan-
schläge und Autobomben trafen seit 
2015 auch Gebiete im Norden Afgha-
nistans, die zuvor als sicher galten.  
Dazu kommen vermehrt Anschläge 
des sogenannten Islamischen Staates. 
2016 zählten die Vereinten Natio-
nen insgesamt 22.393 sicherheitsrele-
vante Ereignisse. Dabei sind immer 
wieder Einrichtungen in der Haupt-
stadt Kabul von der Gewalt betrof-
fen. Die Anzahl der zivilen Anschlags-
opfer hat sich jährlich erhöht und lag 
2016 bei 3.498 Toten und 7.920 Ver-
letzten. Darüber hinaus sind 2016 bis 
November 6.785 afghanische Solda-
ten gefallen und 11.777 wurden im 
Kampf verletzt. Mehr als 607 km² in 
Afghanistan sind noch vermint. Mi-
nen und herumliegende, nicht gezün-
dete Sprengkörper sind verantwort-
lich für die stark gestiegene Anzahl 
von Kindern unter den zivilen Op-

fern des Krieges (UNAMA 2017, SI-
GAR 2017).

Diese unsichere Lage ist die wichtigste 
Ursache für Vertreibungen innerhalb 
Afghanistans und für die Flucht ins 
Ausland. Etwa 1,2 Millionen Afgha-
ninnen und Afghanen leben als Bin-
nenvertriebene in Slums, die meisten 
in Kabul. Jeweils etwa zwei Millio-
nen sind Langzeitflüchtlinge in den 
Nachbarländern Pakistan und Iran, 
von wo aus sie zunehmend zurück 
nach Afghanistan abgeschoben wer-
den. 2016/2017 kehrten 746.000 
Menschen aus beiden Ländern nach 
Afghanistan zurück, da sie den Druck 
der Androhung von Zwangsabschie-
bungen durch die Regierungen nicht 
mehr ertragen konnten (IOM 2017).

Perspektivlosigkeit nach der 
Rückkehr

Zahlreiche Afghaninnen und Afgha-
nen kamen aus verschiedenen Län-
dern nach der US-Militärinterven-
tion 2001 zurück nach Afghanistan. 
Vielen war jedoch die Rückkehr in 
ihre Heimatgebiete verwehrt, weil sie 
dort kein Land, Haus oder Eigentum 
mehr hatten. Sie blieben in Vertrie-
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benenlagern oder bauten Lehmhäu-
ser auf freien Flächen in den Städten. 
In Kabul leben Hunderttausende in 
etwa 50 irregulären Siedlungen – viele 
schon mehr als 15 Jahre lang. Seit die 
Gewalt eskaliert, wachsen diese Sied-
lungen weiter, denn neben den Bin-
nenvertriebenen müssen nun auch die 
zurückkehrenden Familien aus Paki-
stan und Iran unterkommen. 

Internationale Geber und Hilfsorgani-
sationen betrieben nach dem Sturz der 
Talibanregierung 2001 mit massiver 
finanzieller Unterstützung der Re-
gierung unter Hamid Karzai (2002–

2014) den Umbau Afghanistans zu 
einer liberalen Marktwirtschaft. Seit 
2014 zeigt sich, dass das Wirtschafts-
system vor allem auf deren Aufträ-
gen gegründet war und keine nach-
haltige Umstrukturierung erfolgt ist. 
Die wirtschaftliche Wachstumsrate, 
die seit 2005 immerhin um zehn Pro-
zent schwankte, fiel bereits 2013 – in 
Erwartung des Truppenabzugs – auf 
nahe zwei Prozent und lag 2016 bei 
1,2 Prozent. Viele afghanische Firmen 
gaben auf oder entließen die meisten 
ihrer Beschäftigten. Nach Angaben 
des Zentralen Statistikbüros Afgha-
nistans stieg die Arbeitslosenquote, 
die zwischen 2003 und 2013 um acht 
Prozent gelegen hatte, 2015 auf 25 und 
2016 auf 40 Prozent (TOLO News 
2017). Steigende Brennstoff- und 
Benzinpreise sowie eine hohe Teue-
rungsrate bei Nahrungsmitteln kom-

men hinzu. Die Wirtschaftsdaten 
zeigen, dass die „Einheitsregierung“ 
unter dem 2014 ins Amt gehobenen 
Führungsduo Ashraf Ghani und Ab-
dullah Abdullah die Umsetzung der 
Reformagenda Realizing SelfReliance 
bisher nicht erreicht hat. Der Staats-
haushalt ist nach wie vor fast zu drei 
Vierteln von ausländischer Finanzie-
rung abhängig. Derzeit ist die afgha-
nische Wirtschaft also nicht in der 
Lage, hunderttausenden Rückkehre-
rinnen und Rückkehrern Beschäfti-
gungs- und Einkommensmöglich-
keiten zu bieten. 

Zugang zu Ressourcen  
blockiert

Eines der größten Probleme in Afgha-
nistan ist der ungleich verteilte Zu-
gang zu Land und Eigentum. Rück-

Binnenvertriebene in Kabul versuchen 
nach dem Regen ihr Lehmhaus zu  
reparieren.

Bild: privat 
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kehrerfamilien brachten in den 2000er 
Jahren neue Generationen mit, die 
Anspruch auf ehemaliges Grundei-
gentum erheben, von dem jedoch ent-
weder nur noch kleinere Flächen oder 
überhaupt nichts mehr verfügbar ist. 
Viele können aufgrund unrechtmä-
ßiger Besetzungen ihres Grund und 
Bodens durch Nachbarn, Familien-
angehörige, lokale Machthaber und 
Sicherheitsorgane nicht an ihren Ur-
sprungsort zurückkehren und haben 
kaum eine Perspektive, ihre Lebens-
grundlage auf dem Land wiederzuge-
winnen. Die Rückkehr zusätzlicher 
Menschen verschlimmert die Lage. 
Die Regierung erweist sich als un-
fähig, den durch einflussreiche Per-
sonen praktizierten  Landraub einzu-
dämmen.1

Die überdurchschnittlich junge Be-
völkerung macht es besonders dring-
lich, Perspektiven anzubieten: 46,2 
Prozent der Bevölkerung – 12,3 Mil-
lionen – sind jünger als 15 Jahre. Die 
jungen Menschen brauchen Grund-
bildung, Berufsausbildung und Be-
schäftigung. Angesichts der hohen 
Jugendarbeitslosigkeit nehmen vor 
allem junge Männer hohe Risiken 
auf sich, um ihre Familien zu ver-
sorgen. Dies wirkt konfliktverschär-
fend, da die Not die Hemmschwelle 
senkt, sich in kriminellen Aktivitäten 
wie Opiumanbau und Schmuggel, 
Menschenhandel und Räuberbanden 
zu betätigen oder sich von Komman-
deuren bewaffneter Gruppen, Anfüh-
rern der Taliban oder des Islamischen 
Staates gegen gute Bezahlung an- 
heuern zu lassen (hierzu gibt es Inter-
views der Autorin).

Riskantes Leben im Iran

Für manche ist es eine Alternative, sich 
von Schleppern in den Iran bringen 
zu lassen, um dort schwarz auf dem 
Bau, in Bergwerken oder in der Land-
wirtschaft zu arbeiten. Dort lässt sich 
ein Vielfaches der afghanischen Löh-
ne verdienen, jedenfalls sofern es ge-
lingt, nicht von der iranischen Polizei 
gefasst zu werden. Diese schiebt af-

ghanische Arbeiter ohne Dokumente 
umgehend ab. Aus dem Iran depor-
tierte afghanische Jugendliche berich-
ten, dass sie sich als älteste Söhne für 
die Versorgung ihrer Familien zustän-
dig fühlen und darum erneut die ira-
nische Grenze überqueren werden. Sie 
haben sich beim ersten Mal bei Ver-
wandten oder direkt bei ihren Schlep-
pern verschuldet und sind schon des-
halb gezwungen, ein Einkommen zu 
erzielen, weil sie ihre Schulden abzah-
len und ihren Familien Geld schicken 
müssen – ein Teufelskreis. Wer zum 
zweiten Mal ohne Dokumente gefasst 
wird, kommt im Iran ins Gefängnis, 
oft nach Misshandlungen durch die 
Polizei (Interviews der Autorin).

Viele Afghanen und Afghaninnen 
leben seit langem im Iran. Sie oder 
ihre Eltern kamen in früheren Flücht-
lingswellen seit der sowjetischen Be-
satzung Afghanistans 1979. Die ira-
nische Regierung duldete ihren 
Aufenthalt und ermöglichte ihnen ge-
gen hohe Gebühren einen begrenz-
ten Zugang zu Bildung und Beschäf-
tigung. Ihr rechtlicher Status blieb 
jedoch prekär; beim Hochkommis-
sar für Flüchtlinge der Vereinten Na-
tionen registrierte Afghaninnen und 
Afghanen haben einen besonderen 
Ausweis, der ihre Bewegungsfreiheit 
stark einschränkt. Viele können sich 
die Gebühren für eine Arbeitserlaub-
nis nicht leisten und arbeiten schwarz. 
Eine ganze Generation im Iran ge-
borener Kinder afghanischer und 
iranisch-afghanischer Eltern ist staa-
tenlos (Rohani 2014). Eine „Rück-
kehr“ nach Afghanistan schließen 
diese jungen Menschen aus; sie ken-
nen Afghanistan nicht und haben ihre 
Verwandten dort nie kennengelernt. 
Einige haben die Gelegenheit der of-
fenen Grenzen 2015 genutzt und sich 
auf den Weg nach Europa gemacht, 
in der Hoffnung, dort eine Zukunfts-
perspektive zu bekommen.

Afghanen haben also eine jahrzehn-
telange Geschichte von Flucht und 
Rückkehr, von zirkulärer Migration. 
Häufig wurden Familien auseinan-

dergerissen, und ihre Mitglieder ha-
ben Zuflucht in verschiedenen Län-
dern gesucht. Wem es gelingt, ein 
Einkommen zu erzielen, der schickt 
Geld oder benötigte Dinge an bedürf-
tige Angehörige in Afghanistan. Im 
Iran finden sie oft iranische Unter-
stützer, die gegen Bezahlung Geld-
transfers organisieren. Eigene Befra-
gungen im Iran bestätigten, dass die 
Beziehungen zwischen Familienmit-
gliedern in Afghanistan und ande-
ren Ländern oft intakt bleiben. Geld- 
überweisungen von Afghanen aus 
dem Ausland sind wesentlicher Be-
standteil der Existenzgrundlage von 
daheimgebliebenen Familien; sie die-
nen auch als Rücklage für einen po-
tentiellen Wiederaufbau in Zeiten mit 
weniger Gewalt. Als die Kampfhand-
lungen zunahmen und die Wirtschaft 
einbrach, nahmen Familienmitglieder 
im Iran Angehörige aus Afghanistan 
auf und halfen den ungelernten Ar-
beitern, Jobs zu finden. Die Famili-
ennetzwerke bieten bis zu einem ge-
wissen Grad Schutz, obwohl immer 
die Gefahr von Verhaftung und Ab-
schiebung droht. Viele Familien kön-
nen in Afghanistan überleben, weil 
diese translokalen Netzwerke existie-
ren (Interviews der Autorin; Monsu-
tti 2008).

Was bedeutet dies für die 
Flüchtlingshilfe?

Die gegenwärtige Misere in Afgha-
nistan haben die Interventionsmäch-
te, darunter Deutschland, mit zu 
verantworten. Sie haben keine nach-
haltigen Beschäftigungsmöglich-
keiten geschaffen, sondern eine hohe 
Zahl ungelernter Arbeiter für kurzfri-
stige Jobs im Bau und in der Logistik 
für ihre eigenen Anlagen oder für Pre-
stigeprojekte angeheuert und wieder 
entlassen, ohne sie weiter zu qualifi-
zieren. Der eilige Truppenabzug und 
die Schließung von Hilfsprogrammen 
waren und sind angesichts des wieder 
ausgebrochenen Gewaltkonflikts und 
ohne eine gründliche Auswertung der 
Intervention und ihrer Auswirkungen 
nicht zu rechtfertigen.
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Eine Neuauflage von langfristig an-
gelegten Investitionsprogrammen 
im Rahmen einer kohärenten Ge-
samtstrategie durch internationa-
le Geber könnte dem Niedergang 
der afghanischen Wirtschaft entge-
gensteuern. Sie könnte der Privat-
wirtschaft Erwartungssicherheit und 
Perspektiven bieten sowie für Be-
schäftigung und Ausbildung sorgen.  
Daneben sollte die Bundesregierung 
auf der Grundlage langjähriger Zu-
sammenarbeit mit internationalen 
Wirtschaftsorganisationen und der 
afghanischen Regierung verstärkt da-
rauf hinwirken, dass diese den lega-
len Zugang zu Land und Wohnraum 
für Vertriebene und Rückkehrer er-
möglicht.

Fluchtbewegungen aus Afghanistan 
werden weitergehen; die Haupt-
ursache ist die unauflösliche Ver-
flechtung von Gewalt mit schweren 
Wirtschaftsproblemen. Daher wird 
weiterhin Hilfe für die Menschen 
im Land benötigt, auch außerhalb 
der vom Staat kontrollierten Gebiete. 
Begonnene und dann abgebrochene 
Ausbildungs und Beschäftigungs-
programme sollten wieder aufgelegt, 
langfristig, kohärent und strategisch 
ausgerichtet und laufend an die Gege-
benheiten im Land angepasst werden. 
Eine enge Zusammenarbeit zwischen 
der lokalen Wirtschaft (die auch in 
Regionen außerhalb staatlicher Kon-
trolle hineinreicht), internationalen 
Hilfs und Wirtschaftsorganisationen 
sowie Investoren, afghanischen Mini-
sterien, Kammern und Beratungsin-
stitutionen ist angeraten. 

Die afghanischen translokalen Netz-
werke legen einen Paradigmenwechsel 
bei der Bewältigung der „Flüchtlings-
krise“ nahe. So könnte die Aufhe-
bung der Wirtschaftssanktionen den 
Weg für nachhaltigere Formen der 
Existenzsicherung für Afghanen im 
Iran ebnen, die damit ihre Familien-
angehörigen in Afghanistan legal und 
direkter unterstützen könnten. Ein le-
galer Zugang für Afghanen und Af-
ghaninnen zu Arbeitsmärkten im 

Ausland – in den Nachbarländern 
wie auch in Europa und Deutsch-
land – könnte einen hilfreichen Bei-
trag zum Abbau der komplexen Un-
sicherheit in Afghanistan leisten.  
Finanztransfers und Investitionen 
von Auslandsafghanen und -afgha-
ninnen sollten als Fördermaßnahme 
betrachtet und erleichtert werden. 

Aufenthaltsgenehmigungen für Af-
ghaninnen und Afghanen in den 
Nachbarländern, die Ausbildung oder 
Beschäftigung erleichtern, unterstützt 
durch Stipendien und temporäre mi-
nimale soziale Hilfe, würden die Exi-
stenzgrundlage für viele Menschen si-
chern, so dass diese nicht weiter nach 
Westen flüchten müssen. 
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